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Seit dem Morgen des 26. November erfasst ein weiterer Generalstreik
Indien. Die Gewerkschaften rechnen mit bis zu 250 Millionen
TeilnehmerInnen. Begleitet wird die Arbeitsniederlegung außerdem von
Massenaktionen von Bauern/Bäuerinnen und LandarbeiterInnen gegen neue
drakonische Gesetze, die Farm Laws, die die Arbeit auf dem Land
(de)regulieren sollen.

Zur Vorbereitung und Durchführung des Generalstreik haben sich
zahlreiche landesweite Verbände und regionale Organisationen in der 
Joint Platform of Central Trade Unions (CTUs; Vereinigte Plattform der
Gewerkschaftszentralen) zusammengeschlossen.

Diese besteht aus folgenden Verbänden Indian National Trade Union
Congress (INTUC), All India Trade Union Congress (AITUC), Hind Mazdoor
Sabha (HMS), Centre of Indian Trade Unions (CITU), All India United
Trade Union Centre (AIUTUC), Trade Union Coordination Centre (TUCC),
Self-Employed Women’s Association (SEWA), All India Central Council of
Trade Unions (AICCTU), Labour Progressive Federation (LPF) und United
Trade Union Congress (UTUC). Politisch repräsentieren sie das volle
Spektrum von der bürgerlich-nationalistischen Kongresspartei
nahestehenden Verbänden über die den kommunistischen Parteien
verbundenen bis hin zu unabhängigen, teilweise radikaleren
klassenkämpferischen Organisationen. Wenig überraschend fehlt mit
Bharatiya Mazdoor Sangh (BMS), der „gewerkschaftliche“ Arm der
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regierenden, hinduchauvinistischen Bharatiya Janata Party (Indische
Volkspartei; BJP), die sich faktisch wieder einmal als gelber Verband
von StreikbrecherInnen betätigt.

Historischer Angriff

Der Generalstreik am 26. November richtete sich – wie schon jene der
letzten Jahre, die mehr als 100 Millionen Lohnabhängige mobilisieren
konnten – gegen einen fundamentalen Angriff durch die
KapitalistInnenklasse und die Modi-Regierung. Die Regierung brachte seit
2019 vier neue Arbeitsgesetze in die Look Sabha (Parlament) ein, die 44
bisher gültige ersetzen sollen. Im Grunde sollen damit die Überreste
der Beziehungen zwischen Kapital und Lohnarbeit, wie sie nach der
Unabhängigkeit Indiens etabliert wurden, endgültig beiseitegeschoben
werden. Dieser Prozess begann zwar mit der neoliberalen Wende der
Kongress-Partei und der Öffnung der indischen Wirtschaft nach 1980,
beschleunigte sich jedoch seit dem Ausbruch der globalen Krise 2007 und
der Regierungsübernahme der hindu-chauvinistischen Bharatiya Janata
Party (BJP) 2014. Das ist auch der Grund, warum sich entscheidende
Fraktionen des Großkapitals vom Kongress, der traditionellen Partei der
indischen Bourgeoisie, abwandten und, ähnlich den imperialistischen
Großunternehmen, in der BJP die verlässliche Sachwalterin ihrer
Interessen sehen.

Die Ideologie des Hindutva, nach der Indien ausschließlich den Hindus
gehöre und in der religiöse Minderheiten wie Muslime, Indigene, die
„unteren“ Kasten, Frauen und sexuelle Minderheiten BürgerInnen zweiter
Klasse sein sollen, bildet den Kitt, um große Teile der Mittelschichten,
des KleinbürgerInnentums und rückständige ArbeiterInnen vor den Karren
des Kapitals zu spannen. Die „größte Demokratie der Welt“ bildet die
Fassade für die zunehmend autoritäre, bonapartistische Herrschaftsform
des Regimes Modi, das sich dabei auf extrem reaktionäre und auf
faschistische Massenorganisationen stützen kann. In den letzten Jahren
forcierte sie die Angriffe auf demokratische Rechte und ging brutal
gegen  Proteste vor, die sich gegen die nationalistische „Reform“ der
Melde- und Staatsbürgerschaft richteten. Vielerorts, wie in Delhi



provozierten Parteiführer der BJP Pogrome gegen Muslime und
Protestierende. Indien annektierte Kaschmir und beendete dessen formal
autonomen Status endgültig. Die „Reform“ der Arbeitsgesetze stellt ein,
wenn nicht das klassenpolitische Kernstück der Politik der
Modi-Regierung dar. Hier nur einige zentrale Aspekte:

Das neue Arbeitsgesetz erlaubt die fristlose Entlassung ohne
weitere Angabe von Gründen und ohne Zustimmung der Behörden
von bis zu
300 Beschäftigten. Bisher war diese Zahl auf 100 ArbeiterInnen
festgelegt.  Dies  schafft  wichtige  Beschränkungen  der
Unternehmenswillkür
in Klein- und Mittelbetrieben ab, die in den letzten Jahren ebenfalls
zunahm.
Das Fabrikgesetz von 1948 galt bislang für alle Betriebe mit
mehr  als  10  Beschäftigten,  sofern  sie  mit  Elektrizität  versorgt
wurden,
und für alle mit mehr als 20, die diese nicht haben. Jetzt werden
diese
Zahlen verdoppelt, auf 20 bzw. 40 Beschäftigte.
Diese Methode durchzieht zahlreiche andere Bestimmungen der
neuen Arbeitsgesetze. Die Mindestzahl an regulär Beschäftigten, ab
denen
sie  überhaupt  erst  gelten,  wurde  deutlich  erhöht,  oft  auf  das
Doppelte
oder Dreifache der ursprünglichen Zahl. Dies betrifft insbesondere
Mindeststandards für Arbeitssicherheit.
Erhöht wurde außerdem die Quote für LeiharbeiterInnen unter den
Beschäftigten.

All diese Maßnahmen zielen auf die Ausweitung der
UnternehmerInnenfreiheit. Die weitgehende Entrechtung, die schon heute
die Lage eines großen Teils der indischen ArbeiterInnenklasse prägt, der
in verschiedene Formen der Kontraktarbeit (wie  Tagelöhnerei,
Leiharbeit, prekäre Beschäftigung, …) gezwungen wird, soll weiter
ausgedehnt werden. Auch bisher „regulär“ Beschäftigte sollen von ihr



erfasst werden.

Zugleich werfen diese Maßnahmen auch ein bezeichnendes Licht auf das
Geschäftsmodell des indischen Kapitalismus. Die vom Weltmarkt und den
internationalen Finanzmärkten abhängige halbkoloniale Ökonomie kann die
Profitabilität der wachsenden kleineren Kapitale nur sichern, wenn diese
weiter die Arbeitskräfte extrem ausbeuten, also unter ihren
Reproduktionskosten kaufen und verwerten können. Ansonsten sind sie
nicht in der Lage, sich auf dem Markt zu halten, die Vorgaben von
Konkurrenzbedingungen, die das multinationale Großkapital aus den
imperialistischen Ländern diktiert, zu erfüllen. Zugleich begünstigt
diese Form der Überausbeutung auch die indischen Großkonzerne, die
ihrerseits um größere Anteile am Weltmarkt ringen.

Diese Ausweitung selbst erschwert schon die Möglichkeiten der
gewerkschaftlichen Organisierung massiv, die durch neue legale
Einschränkungen zusätzlich eingeschränkt werden sollen.

Ergänzt werden die Angriffe auf die Arbeitsgesetze auch durch
drastische Verschlechterungen für die Landbevölkerung, also für die
ärmsten Schichten der Bauern und Bäuerinnen sowie für LandarbeiterInnen.
Das ist auch der Grund, warum das All India Kisan Sangharsh
Coordination Committee (AIKSCC) den Generalstreik unterstützt und mit
Aktionstagen am 26. und 27. November verbindet.

Über die Forderung nach Abschaffung der gesamten reaktionären
Reformen des Arbeitsgesetzes hinaus verlangen die Gewerkschaften
außerdem eine monatliche staatliche Unterstützung von 7.500 Rupien (rund
85 Euro) für alle Familien, die keine Einkommenssteuer zahlen müssen,
sowie 10 Kilogramm kostenloser Lebensmittel für alle Bedürftigen. Diese
und ähnliche Forderungen verdeutlichen, dass die Corona-Pandemie und die
kapitalistische Krise Millionen ArbeiterInnen und  Bauern/Bäuerinnen in
Not und Elend stürzen, sie gegen Armut, Hunger und Tod ankämpfen
müssen.

Internationale Solidarität und Perspektive



Der Generalstreik der indischen Gewerkschaften erfordert unsere Solidarität
– und zwar weltweit.

Zugleich macht er aber – gerade vor dem Hintergrund etlicher
Massenstreiks der letzten Jahre – deutlich, dass die
ArbeiterInnenbewegung und alle Bewegungen von Unterdrückten gegen das
Hindutva-Regime eine Strategie brauchen, die über beeindruckende, aber
auch nur auf einen Tag beschränkte Aktionen hinausgeht. Die Regierung
Modi wird sich davon nicht stoppen lassen. Das haben die letzten Jahre
gezeigt. Wie die letzten Monate verdeutlicht haben, wird sie auch die
Pandemie und die Krise zu nutzen versuchen, weitere Angriffe
durchzuziehen.

Es geht daher darum, dem permanenten Angriff einen permanenten
Widerstandskampf entgegenzusetzen – auf den eintägigen Generalstreik
einen unbefristeten gegen die Arbeitsgesetze und für ein
Mindesteinkommen und Mindestlohn für alle in Stadt und Land
vorzubereiten und durchzuführen.

Die Koordinierung der Gewerkschaften und BäuerInnenorganisationen
muss sich einer solchen Aufgabe stellen und zur Bildung von
Aktionskomitees in den Betrieben, den Stadtteilen, in den Gemeinden und
auf dem Land aufrufen, also Kampforgane bilden, die alle Schichten der
Lohnabhängigen und der Klein- und MittelbäuerInnen einschließen,
unabhängig von Religion, Nationalität, Kaste, Geschlecht oder sexueller
Orientierung.

Angesichts der staatlichen Repression und der reaktionären
hinduchauvinistischen Verbände müsste ein solcher Streik auch
Selbstverteidigungsstrukturen aufbauen.

Ein politischer Generalstreik, der das Land dauerhaft lahmlegt, würde
unwillkürlich die Machtfrage aufwerfen – und somit auch die Möglichkeit
und die Notwendigkeit, vom Abwehrkampf zur Offensive überzugehen. Diese
erfordert freilich mehr als nur gewerkschaftlichen Widerstand. Sie
erfordert die Verbindung dieses Kampfes mit dem gegen alle Formen der



Unterdrückung, die Verbindung des Kampfes gegen die BJP-Regierung mit
dem gegen den Kapitalismus, den Aufbau einer revolutionären politischen
Partei der ArbeiterInnenklasse, die sich auf ein Programm von
Übergangsforderungen stützt und die für eine ArbeiterInnen- und
BäuerInnenregierung kämpft, die eine Räteherrschaft errichtet, das
Großkapital enteignet und eine demokratische Planwirtschaft einführt.

Zur Zeit existiert keine politische Kraft in Indien, die ein solches
Programm vertritt. Die verschiedenen kommunistischen Parteien haben sich
vom revolutionären Sturz des Kapitalismus faktisch schon lange
verabschiedet, die radikale Linke ist zersplittert und oft
desorientiert. Die politische Krise zu überwinden, erfordert daher nicht
nur die Unterstützung der Mobilisierungen der ArbeiterInnenklasse und
sozialen Bewegungen. Alle, die nach einer sozialistischen und
internationalistischen Antwort suchen, stehen auch vor der Aufgabe, in
Diskussion um die programmatischen Grundlagen einer revolutionären
Partei zu treten und deren Aufbau in Angriff zu nehmen.

Vom  Schulboykott  zum
politischen Streik
Kaum erholt sich die Rate an Neuinfektionen mit dem Corona
Virus,  fordern  Unternehmer_Innen  und  Politiker_Innen  schon  wieder  die
„Rückkehr
zur Normalität“. Konkret bedeutet das: Wir sollen uns wieder in die uns
aufgezwungenen gesellschaftlichen Tätigkeiten, zurück in die Schule, zurück
an
den  Arbeitsplatz,  zurück  in  den  Prozess  der  Verwertung  begeben.  Dass
gerade
jetzt die Aneigung von Mehrwert wieder mal gegenüber dem Wohle Aller und
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insbesondere  gegen  das  Wohl  von  Schüler_Innen,  Arbeiter_Innen,
Student_Innen
und Arbeitslosen überwiegt, müssen wir nicht hinnehmen, im Gegenteil, wir
müssen dagegen kämpfen.

Der Schulboykott ist dafür ein erstes Mittel. Selbst wenn
uns gedroht werden sollte, dass wir nicht versetzt werden, ist es notwendig
Widerstand zu organisieren. Dabei treffen Staat und Unternehmen diejenigen
Aktionen am härtesten, die sie in an ihrer Existenzgrundlage treffen: der
Ausbeutung von Arbeitskraft und der Aneigung von Mehrwert. Wie auch die
im
Bezug  auf  die  ökologische  Katastrophe  gewinnt  die  Forderung  nach
politischen
Streiks, also Streiks die sich in Deutschland außerhalb des Rahmens des
Streikrechts befinden, immer mehr an Bedeutung.

Politische Streiks!

Unser Schulboykott muss die Forderung nach politischen
Streiks  aufwerfen  und  in  die  Bevölkerung  tragen.  Wir  müssen
Mitstreiter_Innen
gewinnen, die sich in Solidarität mit unserem Boykott selbst in den Streik
begeben. Dabei müssen wir aktiv auf Lehrer_Innen und Erzieher_Innen in der
GEW,
auf  Arbeiter_Innen  in  Handel  und  Industrie  zugehen  und  sie  davon
überzeugen,  dass
wir zusammen gegen die Maßnahmen der Regierung, die unterm Strich den
Unternehmen und Kapitaist_Innen,  nicht  aber  den Arbeiter_Innen helfen,
kämpfen
müssen.  Dabei  wählen  wir  unsere  Verbündeten  nicht  zufällig.  Der
nachhaltige  und
umfassende  Kampf  gegen  die  Corona-Pandemie  liegt  im  gemeinsamen
Interesse  von
Arbeiter_Innen und Schüler_Innen. Weder wollen wir die gesundheitlichen
Konsequenzen
einer verfrühten Lockerung von Schutzmaßnahmen tragen, noch die Kosten



der
Kr i senbewä l t i gung  aus  den  e igenen  Taschen  bezah len .
Kurzarbeiter_Innengeld  und
staatliche  Zuschüsse  für  die  große  Industrie  (von  Autobauern  bis  zur
Luftfahrt)
werden aus staatlichen Mitteln und Kassen bezahlt, die im Nachhinein von
uns Jugendlichen
und Arbeiter_Innen wieder gefüllt werden müssen.

Kämpfe verbinden

Die auf Corona folgende wirtschaftliche Krise müssen wir zum
Anlass  nehmen,  eine  Antikrisenpolitik  zu  fordern,  die  sich  entschlossen
gegen
den Kapitalismus stellt. Die Rezession und die zu erwartenden Einbrüche im
Umsatz  in  der  Autoindustrie  und  den  Zuliefererketten  heben  die
Notwendigkeit,
die  Produktion  zu  verstaatlichen  und  unter  Kontrolle  von  Beschäftigten
ökologisch
umzugestalten,  weiter  hervor.  Der  damit  einhergehende  Wandel  in  der
gesamten
Logistikbranche so wie im privaten Nah- und Fernverkehr kann nur im
Staatseigentum, demokratisch von Arbeiter_Innen und Nutzer_Innen geplant,
und
aus  den  unerschöpflichen  Vorräten  der  Kapitalist_Innen  bezahlt  werden.
Solche
Konzepte, von einer entschlossenen kämpfenden Bewegung hervorgebracht,
können
einen starken Pol gegen das Krisenmanagement und die Politik der
Bundesregierung, aber auch gegen die rechten Verschwörungsdemos, die
überall
wie Pilze aus dem Boden sprießen, bilden. Eine rechte Bewegung kann sich
immer
dann formieren, wenn die Antworten von links diffus sind oder ausbleiben.
Um



den Spinner_Innenn um Fernsehkoch Attila Hildmann, Moderator Ken Jebsen
und
Musiker Xavier Naidoo und Co. die ideologische Grundlage zu entziehen,
müssen
wir die berechtigten Sorgen und Zukunftsängste, die die Gesellschaft infiziert
haben, in den Willen und den Mut zum Kampf gegen Krise und Kapitalismus
umwandeln. Darüber hinaus muss unsere Bewegung dazu in der Lage sein,
internationale Solidarität praktisch werden zu lassen. Streiks und Proteste
mit
dem Ziel alle Geflüchtetenlager in und um Europa sofort zu schließen und
alle
Geflüchteten  unter  Vergabe  von  vollen  Staatsbürger_Innenrechten
aufzunehmen,
müssen unmittelbar stattfinden.

Warum sollen wir schon wieder zur Arbeit gehen wenn der
Kampf gegen das Virus noch lange nicht gewonnen ist?

Warum sollen wir hinnehmen, dass unsere Sozialkassen für den
„Erhalt  von Arbeitsplätzen“  im heiligen Standort  Deutschland geplündert
werden,
während Aktionäre weiter fette Dividenden ausgeschüttet bekommen?

Warum sollen wir Gesundheit Leib und Leben aufs Spiel setzen,
um die Auswirkungen von Corona auf die Wirtschaft abzumildern?

Warum sollen Kaufprämien zum Erwerb von Dreckschleudern, aka
Autos, ausgeschüttet werden, anstatt den Leuten einfach direkt das Geld zu
geben  und  die  Produktion  von  Autos  auf  die  Produktion  von
umweltfreundlicheren
Verkehrsmitteln umzugestalten?

Weil wir in einer Klassengesellschaft leben, in der die
Interessen  des  Proletariats  den  Interessen  der  Kapitalist_Innen
untergeordnet
werden. Dagegen wollen wir aktiv werden!



Unser Schulboykott kann ein erster Schritt sein.
Gleichzeitig müssen wir versuchen, Anschluss an die existierenden Proteste
zu
gewinnen.  Die  Verbindung  des  Boykotts  mit  Aktionen  der  GEW  und
gemeinsame
Aktionen  gegen  die  rechten  Hygienespinner_Innen  müssen  folgen.  Dabei
müssen wir
auf die unhaltsamen Bedingungen in Pflege und Krankenhäusern hinweisen,
die es
den  Angestellten,  wie  auch  Patient_Innen  verunmöglichen,  sich  vor  dem
Virus zu
schützen. Sei es weil Desinfektionsmittel und Masken fehlen, sei es weil die
Betreuungsschlüssel so unterirdisch sind, dass es nicht möglich ist, mehr Zeit
in den Infektionsschutz und weniger Zeit in jeden einzelnen Patienten zu
investieren oder weil viel zu wenig Geld in die Reinigung und Wartung der
entsprechenden Einrichtungen gesteckt wird. Auf dem Boden von
Unterfinanzierung, Unterbesetzung und Stress kann sich ein Virus einfacher
ausbreiten. Das Mittel dagegen heißt Arbeitskampf.

Boykottiere deine Schule!

Wir lassen uns nicht von Rechten instrumentalisieren, wir
kämpfen gemeinsam auf antifaschistischer Grundlage, nicht zuletzt gegen
den
Rechtsruck!

Gegen die Vorzeitige Öffnung von Wirtschaft und Bildung nach
der Pandemie!

Stopp der massenhaften Kurzarbeit, lasst Unternehmen und
Kapitalist_Innen für die Ausfälle in ihrer Produktion selbst aufkommen!

Für volle Löhne! 60 Prozent reichen einfach nicht aus, wenn
Mieten teilweise schon 50 % der verfügbaren Einkommen schlucken!

Für das Recht auf politischen Streik!



Für eine klassenkämpferische Antikrisenbewegung statt
nationalistischem Geschmuse mit dem Kapital!

Gi-Ga-Generalstreik  am  20.9.!
Warum  die  Gewerkschaften
bisher  nicht  mitmachen  wollen
und  wir  sie  aber  dringend
brauchen.
Stellt euch mal vor, die Fridays-for-Future Großaktionen am 20.9. werden
noch ein  bisschen anders  als  wir  es  sonst  von unseren Schulstreiks  am
Freitag  kennen.  Neben  den  Tausenden  von  Schüler_innen  mit  bunten
Schildern in den Händen könnten an diesem Tag noch einmal mindestens
doppelt so viele Arbeiter_innen in grellen Warnwesten und mit den Fahnen
ihrer  Gewerkschaften  stehen.  Ein  lautstarker  Demonstrationszug  mit
hunderttausenden von Menschen könnte sich in vielen Städten gleichzeitig in
Bewegung setzen. Im Unterschied zu sonst wären wir nicht nur wesentlich
mehr Menschen sondern es würde auch niemand um uns herum arbeiten.
Keine Straßenbahn würde an uns vorbeifahren und keine Bauarbeiter_innen
würden von Gerüsten auf uns mit fragenden Blicken herabschauen. Es wäre
nämlich ein Generalstreik. Mit Fridyas for Future konnten wir bereits viel
Aufmerksamkeit generieren und das Klimaproblem stärker in den Fokus der
öffentlichen Debatte rücken. Doch noch immer haben wir es nicht geschafft,
die Politik wirklich zum Handeln zu bewegen. Das könnte sich durch einen
Generalstreik am 20.9. ändern, denn wenn alles stillsteht, bleiben auch den
Konzernen  ihre  Profite  aus  und  die  Politiker_innen  sind  gezwungen  zu
handeln.  Der  Generalstreik  ist  die  stärkste  Waffe,  die  wir  als  Menschen
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haben, die selber kein Vermögen auf dem Konto, eigene Fabriken oder große
Ländereien besitzen, um für unsere politischen Ziele zu kämpfen.

„Ausstempeln“ bis zum Generalstreik?

Ist es also das, was uns am 20.9. erwartet? Mehrere Prominente wie zum
Beispiel der Fernsehmoderator Joko Winterscheidt haben schließlich bereits
öffentlich ihre Solidarität mit unserem Klimageneralstreik ausgedrückt und
dazu aufgerufen, an den Aktionen teilzunehmen. Dazu gehört auch Frank
Bsirske, der Chef der Gewerkschaft verdi, der zweitgrößten Gewerkschaft in
Deutschland.  Kl ingt  also  so,  als  ob  unsere  schöne  Idee  vom
Klimageneralstreik tatsächlich Realität werden könnte. Leider gibt es da nur
einen Haken: Kurz nachdem der Gewerkschaftschef seine Solidarität mit uns
ausdrückte, sagte er: „Wir rufen natürlich nicht zu einem ordentlichen Streik
auf, das geht nicht. […] Aber wer kann, sollte ausstempeln und mitmachen“.

Aber wer kann einfach so mal nicht zur Arbeit kommen, um an einer Demo
teilzunehmen? Wer hat am Ende des Sommers noch Urlaubstage übrig, um
mal  eben  „auszustempeln“?  Damit  Arbeiter_innen  streiken  können,  ohne
Angst um ihren Job oder andere Repressionen fürchten zu müssen, ist es
essenziell, dass die Gewerkschaften zum Streik aufrufen. Tun sie dies nicht,
bleibt nur einigen wenigen privilegierten Arbeiter_innen die Möglichkeit an
den Aktionen teilzunehmen. Der Streik sollte jedoch eine kollektive und keine
individualistische Aktionsform sein, denn so verliert er seine Wirkung.

Legal? Illegal? Scheißegal!

Zum anderen bleibt uns Bsirske auch eine Antwort auf die Frage schuldig,
warum  man  denn  nicht  zu  einem  ordentlichen  Streik  aufrufen  könne.
Vermutlich  würde er  ähnlich  wie  auch Anfang des  Jahres  bezüglich  des
internationalen Frauenstreiks  antworten,  dass  in  Deutschland sogenannte
„politische Streiks“ verboten seien. Gewerkschaften dürften Streiks lediglich
als letztes Mittel nutzen, um Druck in Tarifverhandlungen auszuüben. Sorry
Frank,  aber du erzählst  hier mal  wieder Mist.  Schließlich gibt  es genug
Beispiele für politische Streiks in Deutschland. Prinzipiell sind diese auch
nicht von der Verfassung verboten. Es gibt lediglich eine Tradition in der



Rechtsprechung  des  Bundesarbeitsgerichtes,  die  Streiks  ohne  Bezug  zu
laufenden Tarifverhandlungen häufig mit Einschränkungen und Repression
belegt.  Langjähriger  Präsent  des  Gerichtes  und  Architekt  der
arbeiter_innenfeindlichen  Urteile  war  übrigens  der  NS-Jurist  Hans-Carl
Nipperdey,  der  schon  unter  Hitler  begeistert  die  nationalsozialistische

Einheit  zwischen  Angestellten  und  Unternehmern  beschwor1.  Außerdem
könnte sich unser verängstigter Frank dann auch mal mit den anderen DGB-
Gewerkschaften an einen Tisch setzen und zusammen überlegen, ob sie nicht
weitere Streikaktionen durchführen wollen, um mögliche Finanzstrafen des
Bundesarbeitsgerichtes abzuwenden.

Zum anderen ist es eigentlich auch gar nicht wichtig, ob ein Generalstreik im
Einklang  mit  dem  geltenden  Recht  in  Deutschland  steht.  Die  großen
Generalstreiks  in  der  Geschichte  der  Arbeiter_innenbewegung  in
Deutschland  waren  es  zumindest  auch  nicht:  Ob  die  Massenstreiks  zur
Beendigung des  Ersten Weltkrieges,  der  Generalstreik  der  die  Weimarer
Republik  vor  einem  faschistischen  Putsch  1920  gerettet  hat  oder  der
Generalstreik, der uns 1948 vor dem krassesten Marktradikalismus bewahrt
hat. Und trotzdem konnten sie ihre politischen Ziele einfach so entgegen dem
geltenden bürgerlichen Recht durchsetzen. Was soll auch so ein Stück Papier
gegen die geballte Kraft der Arbeiter_innenklasse ausrichten? Schließlich hat
ein Generalstreik mit  Millionen Unterstützer_innen auch eine viel  höhere
demokratische Legitimität  als  irgendein von Fascho-Juristen konstruiertes
Urteil. Die Herrschenden sind dadurch gezwungen auf die Interessen der
streikenden Massen einzugehen und können, sollten sie dies nicht tun, durch
weitere Aktionen sogar entmachtet werden.

Die soziale Frage aufwerfen

Allen falschen Ausreden und Opportunismus von unserem verdi-Frank zum
Trotz  ist  es  dennoch  schon  einmal  ein  gutes  Zeichen,  wenn  sich  die
zweitgrößte  Gewerkschaft  in  Deutschland  mit  den  Protesten  solidarisch
zeigt.  Viele andere Gewerkschaften haben dies bisher nicht getan. Dabei
wäre  das  eigentlich  bitter  nötig,  denn  die  Klimakrise  betrifft  uns  alle.
Besonders uns Jugendliche und Lohnabhängige, denn die Reichen können



sich viel besser vor den Auswirkungen des Klimawandels schützen, während
wir speziell in ärmeren Ländern seinen Folgen vorwiegend ausgesetzt sind.
Die  Klimakrise  hat  also  eine  soziale  Dimension,  eine  Klassendimension,
weshalb  wir  den  Kampf  dagegen  auch  mit  der  sozialen  Frage,  der
Klassenfrage, verknüpfen müssen. So müssen wir dafür eintreten, dass die
Kosten der Klimakrise nicht auf dem Rücken der Arbeiter_innen und der
Jugend ausgetragen wird (z. B. durch Ökosteuern oder Massenentlassungen
in  umweltschädlichen  Industrien).  Wir  müssen  dafür  sorgen,  dass  die
Klimafrage und die soziale Frage nicht gegeneinander ausgespielt sondern
miteinander verbunden werden. Das heißt also nicht Jobs in der Braunkohle
zu retten damit weitergebaggert und verpestet wird. Vielmehr heißt das neue
Jobs  in  der  Gewinnung  regenerativer  Energien  zu  schaffen  und  durch
Umschulungen, höhere Löhne und Arbeitszeitverkürzungen gleichzeitig für
bessere  Arbeit  und ein  besseres  Klima zu kämpfen.  Dafür  brauchen wir
jedoch auch in Fridyas for Future ein Verständnis und Sensibilität für die
existenziellen Sorgen und Nöte der  Beschäftigten und keine abgehobene
Ignoranz, wie sie in der Debatte manchmal vorkommt. Sprüche wie „Sucht
euch  doch  einfach  nen  Job  in  nem Öko-Startup!“  oder  „Wir  alle  sollten
einfach nur noch Bio-Produkte kaufen!“ helfen da wenig weiter und spiegeln
vielmehr die privilegierte Position einiger Aktivist_innen wider.

Good old Klassenkampf is needed!

Dass jedoch heute nicht alle Arbeiter_innen und Gewerkschaftsmitglieder so
Feuer und Flamme für den Aufbau einer kämpferischen Umweltbewegung
eintreten und wir Schüler_innen und Studierenden es in Fridays for Future
dagegen schon tun, hat viel mit den desillusionierenden Erfahrungen der
Gewerkschaftsbewegung in  den letzten Jahrzehnten zu tun (die  wir  zum
Glück nicht machen mussten). So hat die Gewerkschaftsführung mit ihrer
Politik der Sozialpartnerschaft (was so viel wie Kooperation zwischen Kapital
und Arbeit anstelle von Klassenkampf heißt) für Vertrauensverlust, Trägheit
und Passivität unter den Gewerkschaftsmitgliedern gesorgt. Und das, obwohl
Umweltschutz seit  dem Entstehen der Arbeiter_innenbewegung eigentlich
immer ein zentrales Thema der Gewerkschaften war. Damals ging es vor
allem noch um den Kampf gegen den Einsatz lebensgefährlicher Chemikalien



in  der  Produktion,  die  die  Gesundheit  von  Mensch  und  Natur  massiv
bedrohten. Im Zuge der Sozialpartnerschaft haben die Gewerkschaften dann
das Umweltthema und viele  andere politische Fragen nach und nach im
Aktenschrank der Geschichte verstaut und sich von den Unternehmen aus
der Sphäre der Politik drängen lassen, sodass sie sich heute nur noch für
Tarifverhandlungen zuständig fühlen.

In diesem Aktenschrank müsste sich auch ein Schredder befinden, dem die
internationale Solidarität zum Opfer gefallen ist. Mit der Sozialpartnerschaft
ging  nämlich  auch  die  Entfaltung  der  nationalistischen  Orientierung der
Gewerkschaften einher, die den Ausbau Deutschlands zur Exportmacht der
Solidarität mit Arbeiter_innen weltweit vorzieht. Doch da der Kampf gegen
die  Klimakrise  global  stattfinden  muss,  brauchen  wir  internationale
Solidarität statt nationalistischer Spaltung. Dies wird umso deutlicher, wenn
wir uns vor Augen führen, dass sich der Klimawandel auch zu einem der
wichtigsten  Fluchtgründe  entwickeln  wird.  Wenn  wir  also  die
Arbeiter_innenklasse  ernsthaft  für  Fridyas  for  Future  gewinnen  wollen,
müssen wir  sie  davon überzeugen,  die  Politik  der  Sozialpartnerschaft  zu
beenden indem wir zwei Sachen von den Gewerkschaften einfordern:

Hört  auf  euch von den Unternehmen bevormunden und mundtod1.
machen zu lassen und fangt endlich wieder an, euch als politische
Kampforgane der Klasse zu begreifen, indem ihr euch zum Beispiel
entschieden gegen die Klimakrise positioniert.

Brecht  mit  eurer  nationalistischen  Standortideologie,  denn  dem2.
Klima sind nationalstaatliche Grenzen ziemlich egal.  Zum anderen
kann die Aufgabe einer ökologisch-nachhaltigen Umgestaltung der
Produktion  insbesondere  für  die  deutsche  Wirtschaft,  die  auf  die
Verwertung  von  Rohstoffressourcen  und  billiger  Arbeitskraft  im
Ausland angewiesen ist, nur international gedacht werden kann. Holt
euch  von  uns  ein  wenig  Nachhilfeunterricht  zum  Thema
„Klimagerechtigkeit“  ab.

Die Gewerkschaftsführungen werden sich vermutlich leider nicht so leicht
von unseren Argumenten überzeugen lassen – auch wenn sie gut sind. Das



liegt daran, dass sie selber viel zu tief in der Scheiße mit drinstecken und
ihre eigenen Privilegien verlieren könnten. Es braucht also aktiv Druck aus
der Gewerkschaftsbasis gegen die Führung, sonst machen die gar nichts. Der
20.9. kann dabei ein Startschuss sein, um die Diskussion neu zu entfachen,
wie  Gewerkschafts-  und  Umweltbewegung  vereint  werden  können.  Doch
lasst uns nicht nur quatschen sondern auch machen und jede_r Arbeiter_in
auf unseren Demos willkommen heißen. Ziel muss es sein, eine internationale
Bewegung  der  Jugend  und  der  Arbeiter_innen  aufzubauen,  die  durch
Massenstreiks  und  Besetzungen  unser  Interesse  an  der  Rettung  dieses
Planeten durchsetzt.

1 Vgl. ak Nr. 651, S.23

Revolutionäre
Jugendinternationale  –  Welche
Organisation  braucht  die
Jugend?

Sozialistenkongress  –  1907  in
Stuttgart

Vor etwas mehr als 100 Jahren wurde die erste internationale revolutionäre
Jugendorganisation  gegründet.  Im  August  1907  versammelten  sich  21
Delegierte – junge Revolutionäre und Revolutionärinnen – aus 13 Staaten auf
dem  „Internationalen  Sozialistenkongress“  in  Stuttgart.  Das  war  die
Geburtsstunde der Sozialistischen Jugendinternationale. Am Ende des Jahres
1907 repräsentierte sie mehr als 60.000 Jugendliche.
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Schon Ende des 19. Jahrhunderts hatten sich wiederholt starke sozialistische
Jugendorganisationen  –  besonders  in  Skandinavien,  in  Belgien  und  den
Niederlanden – gebildet. Doch diese ersten Erfahrungen und Entwicklungen
waren  noch  nicht  konstant  genug,  um eine  internationale  Koordinierung
aufzubauen.

Karl Liebknecht

Die Gründungsmitglieder der Jugendinternationale, um ihren ersten Sekretär
Karl Liebknecht, sahen jedoch klar die Notwendigkeit einer internationalen
revolutionären  Jugendorganisation.  Sie  ergab  sich  aus  der  Stellung  der
Jugend, ihrer speziellen Unterdrückung und dem internationalen Charakter
des Imperialismus. Die Jugend, damals wie heute, war nicht nur besonders
stark  ausgebeutet  in  der  Produktion,  hatte  nur  selten  Zugang  zu
Bildungseinrichtungen und kaum politische Rechte. Die Jugendlichen sollten
auch die Ersten sein, die in dem imperialistischen Krieg von 1914-1918 an
den  Fronten  des  Ersten  Weltkrieges  für  die  Interessen  „ihrer“
imperialistischen Nationen sterben sollten. Daher war, neben dem Kampf für
Bildung und Jugendschutz, vor allem der revolutionäre Antimilitarismus die
Grundlage der sozialistischen Jugendinternationale von 1907.

Doch in vielen europäischen Staaten musste sich die Jugend innerhalb der
sozialistischen  Bewegung  selbst  das  Recht  auf  eigene  Organe  und
Vertretungen  erkämpfen.  Der  reformistische  Flügel  in  der  Zweiten
Internat ionale ,  der  s ich  auf  e ine  entstehende  Schicht  von
GewerkschaftsbürokratInnen,  ParlamentarierInnen  und  hohe
ParteifunktionärInnen stützte, fürchtete sich vor der revolutionären Dynamik
unabhängiger  Jugendverbände.  Der  Kampf  für  die  organisatorische
Unabhängigkeit  der Jugend war also von Beginn an auch ein Kampf des
linken, revolutionären Flügels der Arbeiterbewegung.

So beobachtete Lenin 1916, als sich die Konflikte unter den Eindrücken des
Krieges  weiter  verschärften:  „Es  kommt  oft  vor,  dass  Vertreter  der
Generation der Erwachsenen und Alten es nicht verstehen, in richtiger Weise
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an die Jugend heranzutreten, die sich zwangsläufig auf anderen Wegen dem
Sozialismus nähert, nicht auf dem Wege, nicht in der Form, nicht in der
Situation wie ihre Väter. Das ist einer der Gründe, warum wir unbedingt für
die organisatorische Selbständigkeit  des Jugendverbandes eintreten, nicht
nur deshalb, weil die Opportunisten diese Selbständigkeit fürchten, sondern
auch dem Wesen der Sache nach. Denn ohne vollständige Selbständigkeit
wird die Jugend nicht imstande sein, sich zu guten Sozialisten zu entwickeln
und sich darauf vorzubereiten, den Sozialismus vorwärts zu führen.“

Der herannahende Krieg

Bereits  1907  waren  die  Vorzeichen  des  ersten  imperialistischen
Weltkrieges  zu  erkennen.  Alle  Staaten  vergrößerten  ihre
Tötungsmaschinerie, neue Technologien wie Luftwaffe und C-Waffen wurden
entwickelt.  Die  stehenden  Heere  wurden  vergrößert.  Eine  Welle  des
nationalen Chauvinismus ging durch die Völker Europas. Jede Kolonialfrage,
d.h.  die  Unterdrückung  anderer  Länder  und  Kontinente,  wurde  als
Existenzfrage der „eigenen Nation“ diskutiert. Die bürgerliche Intelligenz,
Pfaffen,  Adligen  wie  Großkapitalisten  bemühten  sich,  diese  Welle  des
Rassismus und reaktionärem Nationalismus zu  verbreiten,  um den Krieg
vorzubereiten.

Wichtige Adressat_innen dieser Ideologien waren auch die Arbeiter_innen
und die Jugend, also jene, die von den Herrschenden, von Monarchie und
Bourgeoisie,  in  den  Krieg  geschickt  werden  sollten.  So  sollte  der
internationalistische Widerstand gegen Krise, Verarmung und Krieg auf den
Amboss  der  kap i ta l i s t i s chen  Nat ion  ge leg t  werden .  D ie
Gewerkschaftsbürokrat_innen  und  die  reformistischen  Führer_innen  der
Zweiten  Internationale,  allen  voran  die  SPD,  ergriffen  schließlich  den
dazugehörigen Hammer, um ihn gegen die revolutionäre Arbeiterbewegung
zu schwingen. Dem unsicheren Ausgang der proletarischen Revolution zogen
sie die vermeintliche Sicherheit des imperialistischen Gemetzels vor.

Mit  der  Zeitschrift
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„Jugendinternationale
“  a g i t i e r t e n  d i e
Revolutionär*innen
gegen den Krieg.

Wo die offiziellen Führer_innen versagten, war es die proletarische Jugend,
die am entschlossensten gegen den Militarismus vorging. Mehr und mehr
traten nicht für ihr „Vaterland“ ein, sondern für das Endes Krieges und das
Ende  der  sogenannten  „Burgfriedenspolitik“,  also  das  Aussetzen  jeder
Klassenaktion, um die Kriegsanstrengungen des „eigenen“ Landes nicht zu
gefährden. Die Jugend erkannte zunehmend, dass die Niederlage im Krieg
allemal das kleinere Übel war als der fortgesetzte Klassenfrieden. Sie warben
für politische Streiks, die Sabotage der Kriegsindustrie, den Massenstreik
gegen den Krieg. Die Aktion der Arbeiter_innen und der Jugend sollte in
einen revolutionären Sieg – wie in Russland 1917 – umgewandelt werden.

Nur durch den proletarischen Kampf, so die Jugendinternationale, konnten
Millionen  junger  Männer  vor  dem  imperialistischen  Massaker  geschützt
werden.  Der  reformistische  Teil  der  Sozialdemokratie  hingegen  trat  für
„Abrüstung“ und „Pazifismus“ ein, nur um in der entscheidenden Stunde, die
Kriegskredite  für  die  weitere  Aufrüstung  zu  unterstützen  und  zur
„Vaterlandsverteidigung“ aufzurufen.  Ihr  bürgerlicher  Pazifismus,  der  vor
allem die revolutionäre Gewalt fürchtete, wurde in der Stunde der Not zum
bürgerlichen Militarismus, der die reaktionäre Gewalt heiligte.

Die sozialistischen Jugendverbände argumentierten dafür die Waffen gegen
die Herrschenden zu richten, um den Krieg zu beenden. Die Reformisten
argumentierten dafür, die Waffen auf die Arbeiter_innen der anderen Länder
zu richten. Einen Zwischenweg konnte es nicht geben.

Die internationale Solidarität war daher für die Jugendinternationale keine
Phrase, sondern eine Praxis im Klassenkampf, die den jungen Genossinnen
und Genossen vermittelt werden sollte. So sagte Liebknecht auf dem zweiten
Kongress der JI, dass „die Erziehung der Jugend in diesem Geiste, […] eine
der wichtigsten Aufgaben des kämpfenden Proletariats, und die selbständige
proletarische  Jugendbewegung  […]  das  wirksamste  Mittel  zu  dieser



Erziehung“  sei.

Die  Jugendorganisationen  wollten  also  der  Jugend  den  Sozialismus
vermitteln.  Ihre  Kämpfe  um  demokratische  Rechte,  Bildung  und
Jugendschutz  sollten mit  den Kämpfen des Proletariats  zusammengeführt
werden. Nur mit einem revolutionären Programm, Seite an Seite mit der
Arbeiterklasse,  war  diese  Auseinandersetzung  denkbar.  Nur  so  war  der
Widerstand gegen die Kapitalist_innen und ihren Staat möglich.

Die  Reaktion der  herrschenden Eliten war eine weitere  Verstärkung der
Repression. So war es Jugendlichen unter 18 Jahren ab 1908 im deutschen
Kaiserreich untersagt, sich politisch zu betätigen, auf Demonstrationen zu
gehen oder an Versammlungen teilzunehmen.  Der Kampf um die Jugend
durch  die  Jugendorganisationen  ( in  Deutschland  FJO-  Freie
Jugendorganisation) fand illegal statt.  Die bürgerlich-reaktionäre Ordnung
wollte,  noch  weniger  als  die  Reformist_innen,  keine  selbständigen
Jugendverbände.  Für  sie  war  die  Jugend  Befehlsempfänger,  billige
Arbeitskraft  und  künftiges  Kanonenfutter  –  und  sollte  es  gefälligst  auch
bleiben.

Sozialdemokratische Verräter und revolutionäre Jugend

Beginn  des  ersten  Weltkrieges:
Noch herrscht  Euphorie  und die
rechte Sozialdemokratie tut alles,
um ihr „Vaterland“ zu verteidigen.
Doch die linke Jugend, wehrt sich
gegen diesen Verrat!

1914, mit dem Beginn des zweiten Weltkrieges, verrieten die Führer Zweiten
Internationale alles, wofür die Arbeiterbewegung bisher gekämpft hatte. Mit
der Einberufung von Millionen
Proletarier_innen und Jugendlicher in den imperialistischen Krieg wurden
auch die sozialistischen Jugendorganisationen vor die alles entscheidende
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Frage der Zeit gestellt: Sozialchauvinismus der Rechten oder revolutionärer
Internationalismus der Linken?

So  erschienen  während  des  Krieges  15  Ausgaben  der  Zeitung  „Jugend-
Internationale“. In ihr nahmen die jungen Revolutionär_innen entschieden
Stellung  gegen  den  Verrat  der  „Vaterlandsverteidiger“  in  den
Arbeiterparteien.  Die Jugend hatte die  „internationale Solidarität“  anders
gelernt und verstanden. Ihre Konsequenz, war der Bruch mit der Zweiten
Internationale.  Große  Teile  der  Aktivist_innen  wurden  1919
Gründungsmitglieder der Kommunistischen Internationale.  In Deutschland
war  die  Jugend  ein  großer  Teil  des  Spartakusbundes  und  der  später
gegründeten KPD, in Russland lag der Altersdurchschnitt der Bolschewiki bei
Anfang 20.

Es war also die Jugend und ihre Entschlossenheit mit dem Reformismus zu
brechen, sowohl politisch, als auch organisatorisch, die den Grundstein für
neue revolutionäre Parteien in ganz Europa legte. So schrieb auch Lenin in
der  „Jugend-Internationale,  dass  „bei  dieser  Sachlage in  Europa […] der
Verbindung sozialistischer Jugendorganisationen die gewaltige und dankbare
– dafür aber auch schwerere – Aufgabe des Kampfes für den revolutionären
Internationalismus,  für den wahren Sozialismus,  gegen den herrschenden
Opportunismus,  der  sich  auf  die  Seite  der  imperialistischen  Bourgeoisie
geschlagen  hat“  zufalle.  Die  Spaltung  von  den  alten  Mutterparteien,
schwächte also den Reformismus, stärkte aber gleichzeitig die revolutionäre
Bewegung!

Krise, Armut, Krieg – altes Elend, neue Jugendinternationale!

REVOLUTION-Block  auf  einer
ersten  Maidemonstration

Das imperialistische Staaten Jugendliche zum Militär einziehen, in den Krieg
schicken, um dort ihre Lebensgrundlage und Zukunft vernichten, ist auch
heute noch so. Eine der tiefsten Krisen des Kapitalismus bereitet eine neue
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gesellschaftliche  Katastrophe  vor.  Das  was  für  eine  sozialistische
Gesellschaft  zu  einer  Errungenschaft  werden  würde,  wird  für  den
Kapitalismus zum Krisenauslöser – nämlich, dass er „zu viel“, „zu effektiv“
produziert. Die Lösung der Kapitalist_innen der einzelnen Nationen ist es
also…  möglichst  viel,  möglichst  effektiv  zu  zerstören.  Begonnen  wird
natürlich bei den sozialen Errungenschaften der Arbeiter_innenbewegung.
Gesundheitssysteme, Renten, Bildungseinrichtungen, Arbeitsrechte, Löhne,
allem, wofür wir für Jahrzehnte gekämpft haben, wird durch den die Angriffe
der Kapitalist_innen in Kürze vernichtet. All das ist Ausdruck dafür, dass der
Kapitalismus sich überlebt hat.

Während die internationale Umweltkatastrophe voranschreitet,  die
zu  einer  ernsten  Bedrohung  für  die  Menschheit  wird,  retten  die
kapitalistischen Staaten das Bank- und Industriekapital – auf Kosten
der Lohnabhängigen.
Während  von  der  Sicherheit  der  Weltbevölkerung  geredet  wird,
stürzt der „Krieg gegen den Terror“ immer breitere Teile der Welt in
Krieg und Elend, öffnet auch in den „demokratischen Nationen“ Tür
und Tor für… einen Krieg gegen die Arbeiter_innenbewegung.
Doch Demokratie lässt sich auch ohne Terror vernichten. Das zeigen
die  Kapi ta l i s t _ innen  anschaul ich  in  Europa ,  wo  e in
Technokratenregime – notfalls auch Faschisten, wie die Chrysi Avgi
in Griechenland – nach dem Anderen durch EZB, EU-Bürokratie und
IWF an die Macht gehievt werden.
Während  die  Regierungen  der  imperialistischen  Nationen  von
Abrüstung  reden  und  über  Schurkenstaaten  wie  den  Iran  oder
Nordkorea  krakeelen,  wird  hinter  den  Kulissen  aufgerüstet.  Die
Armeen  der  unterschiedl ichen  Nat ionen  werden  zur
Aufstandsbekämpfung mobilisiert, die USA versuchen verzweifelt mit
Kriegen  wie  im  Irak  oder  in  Afghanistan  ihre  militärische
Machtposition  zu  halten,  während  Nationen  wie  China  oder
Deutschland versuchen einen neuen Anlauf auf die „Neuaufteilung
der Welt“ zu nehmen, indem sie „ihren“ Kontinent unterwerfen, um
sich danach an die Unterwerfung der Welt zu machen.



Die Jugend ist und wird an vorderster Stelle von dieser Katastrophe
betroffen sein. Doch wir stehen auch an vorderster Stelle in dem Kampf,

diese  Katastrophe  abzuwenden.  Diktatoren  wie  Ben  Ali,  Gaddafi  oder
Mubarak wurden durch die Aufopferungsbereitschaft von uns Jugendlichen
gestürzt.  Bei den Generalstreiks in Südeuropa standen wir in den ersten
Reihen des Widerstands, überall auf der Welt waren die Bildungsproteste der
letzten  Jahre  auch  ein  Vorbild  für  radikalere  Streikaktionen  von
Arbeiter_innen.

Wir,  von  der  unabhängigen  internationalen  Jugendorganisation
REVOLUTION, wollen diese internationalen Kämpfe der Jugend zusammen
führen. Heute ist der Kampf für eine kommunistische Jugendinternationale
dringender denn je. Nach dem Vorbild von 1907 wollen wir die Jugend gegen
Imperialismus und Krieg zusammenbringen, wollen gegen die verbreiteten
libertären und reformistischen Ideologien unter der Jugend ankämpfen. Die
Erfahrungen der letzten Krisenjahre zeigen diese Notwendigkeit mit aller
Schärfe.

In  Griechenland  erleben  wir  eine  lang  anhaltende  revolutionäre
Krisenperiode, die die Frage der Machtergreifung der Arbeiterklasse auf die
Tagesordnung  stellt.  Doch  vor  die  Perspektive,  der  Bildung  einer
Arbeiterregierung gestellt, schrecken die reformistischen Führer_innen von
SYRIZA (wie auch die KKE und Antarsya) zurück. Die einen hoffen auf eine
Regierung  der  nationalen  Rettung,  die  anderen  weigern  sich  für  eine
Regierung der Arbeiterorganisationen, gestützt auf ein Programm, das mit
dem  Kapitalismus  bricht,  zu  kämpfen.  So  lähmen  sie  die  Kräfte  der
Lohnabhängigen  und  überlassen  die  Offensive  den  Imperialisten,  der
griechischen  Regierung  und  den  Faschisten.

In Frankreich war die „Parti de Gauche“, die Schwesterpartei der LINKEN,
euphorisch, als französische Truppen Ende letzten Jahres in Mali landeten,
um nach den Worten des sozialdemokratischen Präsidenten Hollandes für die
Demokratie  zu  kämpfen  –  heißt  für  das  Recht  der  französischen
Kapitalist_innen, weiter die Rohstoffe in Mali auszubeuten. Doch der beste
Ausdruck für den Verrat des Reformismus ist, wie bereits 1914, die Politik
der SPD, die bürokratische Führung der Gewerkschaften, der die Linkspartei
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keine grundsätzliche Alternative zu bieten vermag.

Während  die  ersten  beiden  sich  offen  zum  deutschen  Imperialismus
bekennen  –  so  stellte  sich  Anfang  diesen  Jahres  der  DGB-Vorsitzende
Sommer hinter die Bundeswehr und Ende letzten Jahres der IGM-Vorsitzende
Huber gegen den Widerstand der spanischen Arbeiterbewegung – glänzt die
Linkspartei dadurch, dass sie sich von links an die rechte Politik der SPD
heranschleichen  will.  Anstatt  ein  klares  antikapitalistisches  Programm
aufzustellen und den europaweiten Widerstand nicht nur auf Sonntagsreden
zu  predigen,  sondern  zu  organisieren,  verwaltet  sie  lieber  den
kapitalistischen Alltag mit. Dafür wurde sie auch, genau wie die SPD nach
der Agenda 2010, auf Landes-, wie auf Bundesebene abgestraft.

Wollen wir eine revolutionäre Alternative dazu aufstellen, müssen wir für die
Schaffung  einer  neuen  Jugendinternationale  eintreten.  Alle
Jugendorganisationen, alle Jugendlichen müssen mit den Organisationen der
Sozialdemokratie brechen, wollen sie wirklich für eine revolutionäre Politik
kämpfen.  So  kann,  auch  ein  Vorbild  für  die  klassenkämpferischen
Arbeiter_innen  geschaffen  werden,  die  noch  innerhalb  dieser  Parteien
verweilen.

Widerstand  braucht  Jugend.  Jugend braucht
Organisat ion.  Organis iere  dich  mit
REVOLUTION  für  den  Aufbau  einer  neuen
Jugendinternationale!

Aber  auch  alle  Jugendorganisationen,  alle  Jugendlichen,  die  sich  bereits
außerhalb dieser Organisationen befinden, können nicht darauf hoffen „nur
auf  lokaler  Ebene“  oder  in  „autonomer  Manier“  den  Widerstand  zu
organisieren. Alle diejenigen, die wirklich für ein revolutionäres Programm
kämpfen wollen, die fordern wir dazu auf, für die gemeinsame Aktion, für
gemeinsame Absprachen, für eine neue kommunistische Jugendorganisation,
eine revolutionäre Jugendinternationale mit uns zu kämpfen!
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Ein Artikel von Tobi Hansen und Georg Ismael, REVOLUTION Berlin

Jugend – Krise – Arbeitslosigkeit

Aufs  B i ld  k l i cken  und  F lyer
herunterladen!

Seit  Beginn der Finanzkrise haben tausende Jugendliche in ganz Europa
ihren Arbeitsplatz verloren, andere wiederum finden erst gar keinen Job oder
sind  gezwungen  als  unbezahlte  Praktikant_innen,  unterbezahlte
Aushilfskräfte,  überausgebeutete  Auszubildende  oder  prekäre
Leiharbeiter_innen zu schuften. Kapitalist_innen und ihre Politiker_innen und
Medien wollen uns weiß machen, dass wir an unserer Situation selbst Schuld
seien. Oder sie behaupten, dass Migrant_innen Arbeitsplätze „wegnehmen“
würden. Dabei sind es die „Unternehmer“, die Tausende entlassen und für
uns Jugendliche keine Ausbildungsplätze schaffen.

Zwar liegt die Quote von arbeitslosen Jugendlichen bei uns „nur“ bei 7,9 %
und somit deutlich unter dem europäischen Durchschnitt (22%), allerdings
gelten in Deutschland viele, vor allem gerade Jugendliche, trotz Arbeitsplatz
als  arm.  Dies  liegt  hauptsächlich  an  den  seit  Jahren  wirkenden
„Strukturreformen“ des Arbeitsmarktes. So sind laut einer Studie von ver.di
mittlerweile 22% der unter 25-jährigen über Leiharbeitsverträge beschäftigt,
der  DGB  geht  sogar  davon  aus,  dass  bei  den  unter  30-jährigen  30%
„prekären Beschäftigungsverhältnissen“ nachgehen. So sieht der sogenannte
„Aufschwung“ in  Deutschland aus,  den sie  uns seit  Jahren versuchen zu
erklären. Profitieren tun – wie eigentlich immer – nur die Kapitalist_Innen.

Die  zunehmenden  Kürzungen  und  Privatisierungen  im  Jugendbereich
brachten uns auf die Straßen, um für eine gut finanzierte Bildung, gegen
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Studiengebühren, die Schließungen von Jugendclubs und Entlassungen zu
kämpfen – die Antwort der etablierten Politiker aller Parteien war die Kassen
seien zu leer, es gebe kein Geld für unsere Forderungen. Doch auf einmal
waren über Nacht die Milliarden, die wir Jahrelang gefordert hatten, für die
Bosse  und  großen  Aktionäre  der  Banken  und  Konzerne  wie  „durch  ein
Wunder“ da. Für uns – einfache Jugendliche, Arbeitslose, Rentner_innen und
Arbeiter_innen  –  gab  es  keinen  Cent.  Für  die  Kapitalist_innen  gab  es
Rettungspakete, für uns gibt es Sparpakete, Entlassungen und Niedriglöhne!
Gerade für uns Jugendliche hat dieses System nichts zu bieten, stattdessen
wollen sie uns für dumm verkaufen!

Zum Beispiel beim Thema Zeitarbeit

Moderne Märchen gehen in etwa so: Eine Zeitarbeitsfirma vermittelt eine
Zeitarbeiterin/ einen Zeitarbeiter an irgendeinen Betrieb, bei dem diese/r
ihr/sein Können zeigen „darf“. Schließlich wird nach einiger Zeit dort eine
Stelle  zufällig  frei.  Die  Zeitarbeiterin  /  der  Zeitarbeiter  wird  dann  vom
Betrieb  mit  der  „größten  Freude“  übernommen  und  arbeitet  dann  dort
glücklich bis zum Erreichen des Rentenalters. Aber die Wahrheit sieht anders
aus! Glaubt man den offiziellen Zahlen des Bundesarbeitgeberverbands der
„Personaldienstleister“  klappt  das  bei  maximal  20  –  30  %  der
Zeitarbeiter_innen.  Das  diese  Zahlen  stark  schön  gerechnet  wurden  ist
anzunehmen.  In  Wirklichkeit  verhindert  gerade  Zeitarbeit  eine
Festanstellung, drückt die Löhne und schafft Beschäftigte zweiter Klasse.
Dabei  verdienen  diese  20  –  25  %  weniger  als  Ihre  festangestellten
Kolleg_innen.  Damit  muss  endlich  Schluss  sein!

Was es bedeutet, als Zeitarbeiter_in oder Minijobber_in arbeiten zu müssen,
wissen viele: Beschissener Lohn, wenig bis gar keine Rechte gegenüber dem
„Arbeitgeber“,  dauernde  Abrufbereitschaft  und  Entlassung  nach
durchschnittlich 2 Monaten! Und wer sich dann weigert beim Arbeitsamt
solche Drecksjobs anzunehmen, bei denen man dann erst mal ein paar Tage
„Probearbeiten“  muss  ohne  einen  Cent  zu  kriegen,  bekommt  seine
Leistungen gestrichen und steht dann komplett ohne Kohle da. Und als ob
das nicht schon schlimm genug ist wird man in Schmierblättern wie z.B. der
„Bild – Zeitung“ als faul oder noch übler täglich beleidigt.



Wenn du also jetzt ins Arbeitsamt reingehst wird wahrscheinlich gleich am
Anfang  versucht  dich  in  solch  einen  Job  zu  vermitteln.  DAS  MUSS
ENDLICH AUFHÖHREN!!!

Deshalb kämpfe mit uns für diese Forderungen:

Für eine unbefristete Übernahme aller Zeitarbeiter_Innen! Für das
Verbot der Zeitarbeit!

Gleiche Bezahlung für gleiche Arbeit – Schluss mit schlecht bezahlten
Aushilfsjobs, Ausbildungsplätzen und unbezahlten Praktika! Gleiche
Bezahlung und die Überwachung der Löhne durch Kommitees der
Arbeiter_Innenklasse!

Für einen Mindestlohn von 11 Euro Netto für alle, bezahlt durch die
Besteuerung der Reichen!

Für  Arbeitszeitverkürzungen  ohne  Lohnverluste,  um  Jobs  für  die
Jugend zu schaffen!

Komm zu unserem Treffen:

Mittwoch 10.  April  und 24.  April  2013,  jeweils  um 18.30 Uhr im
Jugendhaus West, Bebelstraße 26, Stuttgart

Prekarisierung  und
Bildungsabbau  stoppen  –  „Mit
alten  Erfahrungen,  eine  neue
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Bewegung aufbauen“
Wir veröffentlichen hier die Resolution „Prekarisierung und Bildungsabbau
stoppen – Mit alten Erfahrungen, eine neue Bewegung aufbauen“, die wir an
diesem  Wochenende  auf  der  bundesweiten  Bildungsstreikkonferenz  in
Hannover einbringen. Denn auch wenn die Bewegung so nicht mehr existiert,
sind  die  Probleme  geblieben  und  mit  ihnen  die  Notwendigkeit  einer
klassenkämpferischen  Jugendbewegung  in  Deutschland.

Was  auf  den  letzten  bundesweiten  Bildungsstreikkonferenzen  bereits
diskutiert  wurde,  hat  sich im vergangenen Jahr  bestätigt.  Die  ehemalige
„Bildungsstreikbewegung“ existiert so nicht mehr. Doch das veranlasst uns
nicht dazu anzunehmen, dass es keine weiteren Angriffe gibt, die Probleme
verschwunden  sind.  Es  gab  zwar  seit  mehr  als  2  Jahren  keine  starke
bundesweite Bewegung, doch fanden regionale Kämpfe statt. Es gibt nach
wie vor das Potential Jugendliche für ihre Interessen in Aktion zu bringen.
Die damalige Bewegung hat eine Schicht von Jugendlichen geschaffen, die
sich mit politischen Themen beschäftigt, sich dafür organisieren will und auf
gemachte Erfahrungen ab 2007 zurückgreifen kann.

Doch sind viele dieser Jugendlichen nicht mehr in den Schulen,  sondern
bereits in Ausbildung oder Betrieb. Auch hat sich eine neue Schicht von
Jugendlichen  entwickelt,  die  zunehmend  von  Prekarisierung,
Perspektivlosigkeit und steigender Konkurrenz – direkt in der Bildung oder
am Arbeitsmarkt – betroffen ist. Während im Rest Europas die Jugend von
Sparmaßnahmen  betroffen  ist,  die  von  Berlin  aus  geplant  werden,  sind
Jugendliche in Deutschland vor allem durch antisoziale Gesetze bei Hartz IV,
durch Leiharbeit  oder  durch soziale  Selektion an den Schulen betroffen.
Deshalb  braucht  die  Jugend  in  Ländern  wie  Spanien  oder  Griechenland
unsere Solidarität, gleichzeitig ist ihr Kampf motivierend und ein Vorbild für
die deutsche Jugend.
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Zusammen  kämpfen,  gemeinsam
streiken – in diesem Sinne müssen
die Initaitiven und Organsationen
der linken und Arbeiterjugend für
breite  Proteste  zusammengeführt
werden.

Eine neue Bewegung muss sich an diesen Umständen orientieren, um die
bereits  politisierten  Jugendlichen  erneut  zu  gewinnen  und  neuen
Generationen  eine  Perspektive  anzubieten.  Dafür  braucht  es  eine  breite
Aktionseinheit  der  linken  Organisationen,  Schüler,  Studierenden-  und
Auszubildendenvertretungen und ihrer Initiativen. Außerdem sollte sich eine
neue Bewegung von Anfang auf lokale, unabhängige Aktionskomitees und
Bündnisse  der  Aktivisten  stützen,  diese  aktiv  aufbauen  und  sie  auf
bundesweiter  Ebene  zusammenzubringen.  Denn  es  geht  nicht  nur  um
verständliche Slogans, die von einer breiten Masse getragen werden können.
Die  Bildungsproteste  in  Quebec  und  Großbritannien,  die  Generalstreiks
Spanien und Frankreich haben gezeigt, dass es eine starke Organisation aller
braucht: eine unbürokratische, aus der Bewegung gewachsene Schüler- und
Studentengewerkschaft.

Die stärker werdende Krise in Europa wird diese Tendenzen noch vertiefen.
Die  Notwendigkeit  einer  Jugendbewegung  in  Deutschland  wird  sich
zuspitzen. Die gesellschaftliche Diskussion zur kommenden Bundestagswahl
ist unsere Chance, die dringenden Fragen der Jugend nach Bildung, sicheren
Arbeitsplätzen  und  ihrer  Rolle  in  der  Gesellschaft  erneut  auf  die
Tagesordnung zu setzen. Wir dürfen die Antworten darauf nicht den jetzigen
Regierenden überlassen, sondern sollten mit Protesten für unsere eigenen
Positionen und Forderungen mobilisieren.

Die  Bildungsstreikkonferenz  fordert  daher  ihre  Teilnehmer,
Jugendgewerkschaften,  linke  Organisationen  und  Parteien,  sowie  die
Initiativen  und  Vertretungen  der  Schüler,  Studierenden  und  arbeitenden
Jugendlichen auf:

Eine  breite  bundesweite  Aktionskonferenz  im  Frühling  für  die



Planung von Massenprotesten vor den Bundestagswahlen im Sommer
zu organisieren.
Aktionskomitees aufzubauen und mit existierenden Strukturen unter
den oben genannten Themen der Bewegung zusammenzuführen.
Gemeinsame Jugendblöcke und Aktionen im Rahmen existierender
Kampagnen  (z.B.Aktion  Übernahme,  Solidaritätsproteste  mit
Südeuropa, Kämpfe gegen Sozialabbau und Krise) zu organisieren,
um die Idee einer neuen Jugendbewegung aufleben zu lassen.

Resolution  für  die  Konferenz  der  Bildungsstreikakitivisten,
REVOLUTION-Deutschland

Rock your School – Aktiv werden,
Aktionsgruppen aufbauen
Das neue Schuljahr 2012 geht jetzt – von Bundesland zu Bundesland etwas
unterschiedlich – schon seit einigen Wochen. Fast sechs Jahre ist es nun her,
das  von  Berlin  aus  die  Schulstreikbewegung  begann,  die  2009  in  den
damaligen Bildungsstreik-Aktionswochen ihren Höhepunkt fand,  an denen
sich mehr als 270´000 Jugendliche beteiligten. Wie können sich Jugendliche
nach der Bewegung heute an ihrer Schule organisieren?

Militante  Proteste  vor  der  Tory-
Zentrale,  organisiert  von  der
britischen  Studentengewerkschaft,
dieBewegung  dauerte  mehrere
M o n a t e  a n .  D a f ü r  w a r  d e r
Organisat ionsgrad  und  e ine
allgemeine politische Perspektive in
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der breite jedoch nie in Deutschland
gegeben.

Seit 2009 ging es mit zeitweiligen Erfolgen, die jedoch nur von begrenzter
Dauer waren und ohne eine gemeinsame Perspektive der Bewegung waren,
bergab.  Wir  von  REVOLUTION  versuchten  bis  zum  Ende  eine  solche
Perspektive aufzuweisen. Wir wollten eine Bewegung, die zu mehrtägigen
Streiks und Besetzungen aufrufen würde, entschlossene und weitreichende
Forderungen  aufstellen  sollte,  die  Bildungsstreikbewegung  mit  anderen
sozialen  Kämpfen  verbinden  müsste  und  letztlich  eine  Schüler-und
Studierendengewerkschaft  (gestützt  auf  lokale  Streikkomitees  und
Akt ionsgruppen)  aufbauen  müsste ,  um  e ine  unabhängige
Interessenvertretung der Jugendlichen zu gewährleisten. Nur so hätten wir
eine Kraft werden können, die weitgehende Forderungen umsetzen kann.

Der Grund dafür,  dass  diese Vorschläge nicht  angenommen wurden war
jedoch kein Zufall. Es war die Dominanz von reformistischen Organisationen
wie dem SDS (Studierendenverband der Linkspartei), Solid und den Jusos,
später insbesondere von einem Flügel der Anarchisten.

Um  über  berechtigte,  aber  nur
s y m b o l i s c h e  P r o t e s t e
hinauszukommen,  braucht  es  eine
bundesweite  Perspektive,  die  sich
auf  Streik  –  und  Aktionskomitees
stützen kann,  die  nicht  nur einige
Reformforderungen  stellt,  sondern
sich  gegen  das  kapitalistische
Bildungssystem  stemmt.

Aus diesen Gründen existiert die bundesweite Bewegung nun seit mehr als
einem  Jahr  nicht  mehr.  Die  Probleme  allerdings  sind  geblieben  und
mancherorts gibt es auch lokale Proteste dagegen. Diese Proteste müssen
organisiert und erneut auf bundesweiter Ebene gebündelt werden. Gerade
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unter der zunehmenden Krise in Europa wäre es naiv anzunehmen, dass
unsere Bildung von weiteren Kürzungen verschont bleiben könnte.

Doch die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass es mehr als nur
Bündnisse  in  Bewegungen  braucht.  Insbesondere,  wenn  man  das
kapitalistische  Bildungssystem –  letztlich  immer  den  Profitinteressen  der
Unternehmer und Banken untergeordnet – nicht nur reformieren sondern
zugunsten einer freien, kommunistischen Bildung überwinden will!

Wir glauben daher, dass es neben Streikkomitees und breiten Bündnissen
der  Bewegung  zu  denen  wir  alle  aufrufen  sich  zu  beteiligen  auch  eine
revolutionäre Organisierung braucht – REVOLUTION an deiner Schule!

Die  aktivsten  und kämpferischsten  Jugendlichen  brauchen Strukturen,  in
denen sie sich dauerhaft organisieren können. Ihr eigenes Engagement sollte
nicht von den Aufs und Abs von Bewegungen abhängen. Viele von ihnen
wollen nicht nur Aktionen für den Bildungsstreik diskutieren, sondern ihre
Anschauungen über Politik im Allgemeinen, Aktionen, die über die Schultore
hinaus  gehen  und  andere  Themen,  wie  den  Kampf  gegen  Faschisten,
Sozialabbau bis hin zu revolutionärer Politik ungehindert besprechen.

Das bedeutet allerdings nicht,  dass sich diese Gruppen deshalb nicht an
Streikkomitees oder der Politik an ihrer Schule heraushalten sollten. Ganz im
Gegenteil – sie sollten die entschlossensten Aktivist_innen sein, die ihre Ideen
einbringen und mit Tatkraft einbringen.

REVOLUTION  ist  diese  Organisation  –  unabhängig,  international  und
kommunistisch!

Gemeinsam wollen wir uns mit euch an eure Schulen organisieren:

Um Aktionen zu planen. Sei es für einen Freiraum an eurer Schule,
gegen Faschisten,  die  den Schulweg unsicher  machen,  weil  euch
euer Rektor den Mund verbietet oder weil ihr gegen den generellen
Verfall eures Bildungssystems kämpfen wollt.
Um den Schüler_innen endlich eine unabhängige Stimme zu geben.
Egal, ob es darum geht die verstaubten GSV´s aufzumischen oder



eigenständige Strukturen,wie Streikkomitees aufzubauen.
Um dem System, dass hinter der Krise in Bildung und Gesellschaft
steht  den  Kampf  anzusagen,  für  eine  befreite,  selbstbestimmte,
kommunistische Gesellschaft einzutreten.

Es ist  Zeit,  dass  wir  Jugendlichen uns organisieren,  eine eigene Stimme
bekommen: REVOLUTION an deiner Schule!

Rock  your  School  –
werde  gemeinsam  mit
REVOLUTION an deiner
S c h u l e  a k t i v ,
argumentiere mit uns in
der  Schülervertretung
u n d  l a s s  u n s
u n a b h ä n g i g e
A k t i o n s k o m i t e e s
aufbauen!

Mit REVOLUTION eine Schulgruppe aufbauen!

Wenn du Lust bekommen hast aktiv zu werden, eine Gruppe an deiner Schule
m i t  u n s  a u f z u b a u e n ,  d a n n  m e l d e  d i c h  p e r  M a i l
(germany[ät]onesolutionrevolution.de)  oder  komm  einfach  zu  unserem
nächsten Ortsgruppentreffen in deiner Stadt. Denn du sollst natürlich nicht
ganz alleine eine solche Aufgabe stemmen müssen!

REVOLUTION hilft  dir  mit  Rat  und  Tat.  Gemeinsam wollen  wir  mit  dir
Aktionen besprechen,  Materialien erstellen und weitere Aktivist_innen an
deiner Schule für unsere gemeinsamen Ideen gewinnen. Doch nicht alles
muss  neu  gemacht  werden.  Du  kannst  unsere  aktuellen  Zeitungen,
Programme,  Flyer  und  Fahnen  von  unserer  Gruppe  bekommen  –  und
natürlich  selbst  über  die  Aktionen  der  gesamten  Organisation
mitentscheiden!
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Wenn erst einmal neue Mitsreiter_innen gefunden sind, dann geht’s los. Wir
können  Flyer  oder  Schülerzeitungen  direkt  für  deine  Schule  drucken,
Veranstaltungen zu spannenden Themen an oder in der Nähe deiner Schule
organisieren oder direkte Aktionen planen!

Ein Artikel von Georg Ismael, REVOLUTION-Berlin

Weitere  Kürzungen  im
öffentlichen Dienst – Widerstand
Jetzt!
Berlin, Oberbaumbrücke. Es ist Donnerstag Mittag, 14:00 Uhr. Am Ufer
der Spree beginnen sich Gewerkschafter in Ver.di-Westen, junge und
ältere Beschäftigte zu versammeln. Der Grund ist eine Personalversammlung
unter freiem Himmel – gegen die massiven Kürzungen im öffentlichen Dienst
und  den  einhergehenden  Wegfall  des  so  genannten  Stellenpools.  Auch
Aktivist_innen von REVOLUTION und Arbeitermacht waren anwesend, um
ihre Position einzubringen.

Georg  Ismael  führte  am  Rande  der  Kundgebung  ein  Interview  für
REVOLUTION mit Ines Rohde. Sie ist bei der Ver.di Jugend organisiert und
Vorsitzende der Haupt-Jugend-und-Auszubildendenvertretung Berlins.

REVOLUTION: Was hat dich bewegt heute hierher zu kommen?

Ich  möchte  mich  informieren,  den  Kontakt  zu  den  Kollegen  halten.  Ich
möchte aber nicht nur meine Solidarität bekunden, sondern selbst Stellung
nehmen.  Aktiv  eingreifen!  Viele  der  Anwesenden  sind  Auszubildende,
Jugendliche genau wie ich. Wir sind besonders von der aktuellen Situation im
öffentlichen Dienst betroffen.
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REVOLUTION: Wie sieht denn die Situation aus?

Gegenfrage: Wann warst du das letzte mal auf einem Bürgeramt? Lange
Wartezeiten, nicht ausreichende Betreuung, abnehmender Service – Das alles
spiegelt  die  Situation  wieder,  die  durch  die  andauernde  Kürzungspolitik
geschaffen wird.

Aber es sind nicht die Beschäftigten, die Schuld an dieser Situation sind. Wir
arbeiten  hart  und  wollen  denen,  die  zu  uns  kommen  oder  unsere
Dienstleistungen  benötigen,  helfen.  Es  ist  die  aktuelle  Politik,  die  das
verhindert.  So  steht  zum  Beispiel  im  aktuellen  Koalitionsvertrag  von
Schwarz-Rot,  dass  die  Stellen  im  öffentlichen  Dienst  auf  100´000
herabgesenkt werden sollen. Die Situation ist bereits jetzt schlecht. Wie soll
sie erst sein, wenn der Senat seine Pläne umsetzt?

REVOLUTION: Du sprichst von Stellenstreichungen trifft das nicht die
Auszubildenden besonders hart?

Genau!  Momentan  haben  wir  zwischen  350  und  400  Auszubildende
jährlich. Übernommen werden allerdings nur rund 60 vom Land Berlin.

Viele haben berechtigte Angst davor, was nach der Ausbildung kommt.

Es wird noch irrsinniger, wenn man es mit dem Personalabbau vergleicht,
der allein altersbedingt stattfinden wird. Bis 2017 würden nur noch 78% der
jetzigen Beschäftigten arbeiten, wenn es so weiter geht.

REVOLUTION:  Glaubst  du  Schwarz-Rot  betreibt  bewusst  diese
„Ausdünnungspolitik“, indem sie die Arbeitsstellen von Kolleg_innen,
die in Rente gehen, nicht neu vergibt?

Vorstellen könnte ich es mir schon. Man schaue sich doch nur die anderen
Maßnahmen  an:  Einschränkung  der  Mitbestimmungsrechte  von
Gewerkschaften und Beschäftigten, Kürzungen oder der Austritt Berlins aus
den  bundesweiten  Tarifverhandlungen  im  öffentlichen  Dienst,  der  eine
Spaltung  der  Aktionseinheit  der  Kolleg_innen  zur  Folge  hat.
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Wichtig  ist  allerdings,  was  wir  fordern  und  tun.  Der  Politik  der
Stellenstreichung  setzen  wir  als  Jugendgewerkschaft  Forderung  wie  die
Übernahme aller Auszubildenden entgegen!

REVOLUTION:  Wie  steht  es  denn  mit  der  gewerkschaftlichen
Organisierung  der  Auszubildenden  im öffentlichen  Dienst?

 

R E V O L U T I O N  m e i n t :
Gewerkschaftliche  Organisierung
muss  durch  die  Aktion  gesteigert
werden.

Es könnte besser sein, um nicht zu sagen schlecht in einigen Bereichen.
Allerdings können wir durch entschlossene und kreative Aktionen auch die
Bekanntheit und Wichtigkeit der gewerkschaftlichen Organisierung stärken.
Insofern sollten wir die aktuellen Proteste auch als Chance begreifen.

Auch  in  den  Tarifverhandlungen  im  nächsten  Jahr  sollten  wir  als
Gewerkschaftsjugend eine stärkere Rolle spielen. Doch bis dahin wollen wir
natürlich  nicht  ruhen.  Wir  beteiligen  uns  beispielsweise  auch  an  den
bundesweiten „UmFAIRteilen“ Aktionen am 29. September. In Berlin wollen
wir einen eigenen Block organisieren.

Kurz.  wir  wollen  durch  unsere  Aktionen  den  öffentlichen  Dienst  in  den
öffentlichen Raum tragen!

REVOLUTION: Was ist, wenn das nicht reicht – wenn der Senat darauf
nicht eingeht?

Dann sollten wir über Streiks nachdenken. Die Tarifverhandlungen kommen
bald und so kann es definitiv nicht weitergehen.

REVOLUTION  bedankt  sich  für  das  Gespräch  und  unterstützt  die
Beschä f t ig ten  und  d ie  Gewerkscha f t  i n  den  kommenden
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Auseinandersetzungen.  Werde  jetzt  Mitglied  bei  Ver.di,  wenn  du  im
öffentlichen  Dienst  beschäftigt  bist!

Scheinerfolg in der Tarifrunde –
Bürokraten,  die  bellen,  beißen
nicht!
Die  Tarifrunde  im  öffentlichen  Dienst  ist  vorbei  –  und  wird  von
Gewerkschaftsspitzen,  als  auch  von  Bund  und  Kommunen  als  Erfolg
gewertet.  Warum mehr hätte drin sein müssen und wieso es nichtr zum
Streik kam, erklärt Martin Suchanek.  Der Artikel  wurde aus der „Neuen
Internationale“, Monatszeitung der Gruppe Arbeitermacht, übernommen.

Hunde, die bellen, beißen nicht – diesem Motto sind offenkundig die Spitzen
der Gewerkschaften bei der Tarifrunde im Öffentlichen Dienst gefolgt.

Am Freitag,  dem 29.  März,  verkündeten  Innenminister  Friedrich  (CSU),
Verhandlungsführer des Bundes, und ver.di-Vorsitzender Bsirske, dass eine
Einigung erfolgt  sei.  Dem beugten sich  auch der  Tarifkommissionen der
Gewerkschaften  –  auch  wenn  es  bei  ver.di  dazu  zweier  Abstimmungen
bedurfte. Alles andere als eine Zustimmug was angesichts der bürokratisch
kontrollierten Auswahl dieses Gremiums allerdings ein Wunder gewesen.

Der Abschluss …

Die Gewerkschaften und die „Arbeitgeber“ einigten sich auf:

• eine Lohnerhöhung von 6,3%, die in drei Stufen über einen Zeitraum von
24 Monaten erfolgen soll. Die erste Erhöhung von 3,5% wird rückwirkend ab
1. März 2012 wirksam. Weitere folgen im Januar und August 2013.
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• für die Auszubildenden gibt es im ersten Jahr 50 Euro und 2013 40 Euro
mehr und eine Übernahmegarantie für ein Jahr. Sofern er/sie in dieser Zeit
keine  Abmahnung  erhält,  wird  der  Arbeitsvertrag  automatisch  in  einen
unbefristeten umgewandelt.

… und was er bedeutet

Wie immer bei  Tarifkompromissen stellen  beide  Seiten  das  Ergebnis  als
Erfolg hin. Bund und Kommunen gingen lt. Finanzminister Schäuble wieder
einmal „an die Grenzen der Belastbarkeit für die Haushalte von Bund und
Kommunen“. Diese siedelte er anscheinend bei 6,3 Milliarden Euro – so viel
sollen die zusätzlichen Kosten für die Gehälter betragen – an. Peanuts also
v e r g l i c h e n  m i t  d e n  M i l l i a r d e n ,  d i e  f ü r  d i e  B a n k e n  o d e r
Konjunkturprogramme für „unsere“ Wirtschaft während der Krise verbraten
wurden.

Doch wer hat auch behauptet, dass die Einkommen von Beschäftigten im
Kapitalismus „systemrelevant“ seien?!

Von einem guten Kompromiss spricht natürlich auch Bsirske. Bitter nur, dass
die „soziale Komponente“, die Forderung nach einer Mindesterhöhung von
200  Euro,  die  eine  wirklich  spürbare  Verbesserung  für  die  unteren
Lohngruppen  gebracht  hätte,  am  Verhandlungstisch  unter  den  Teppich
gekehrt wurde.

Die  Übernahmeregelung  ist  sicher  ein  Teilerfolg.  Freilich  gibt  sie  keine
Antwort für all jene Jugendlichen, die keinen betrieblichen Ausbildungsplatz
haben und daher auch nicht direkt übernommen werden können.

Doch all das ändert – jedenfalls für die Gewerkschaftsbosse – nichts an der
frohen Botschaft. Eine solche Lohnerhöhung könne sich sehen lassen, auch
wenn der größere Teil davon durch die aktuelle Inflationsrate aufgefressen
wird. Da diese die Steigerung der Preise für die grundlegende Konsumgüter
der  Lohnabhängigen  (u.a.  Strom,  Heizung,  Benzin)  nicht  wirklich
widerspiegelt, bleibt von einer realen Einkommensverbesserung nur wenig
übrig.



Oder wie es Schäuble zynisch ausdrückt: Die Binnennachfrage werde nicht
dramatisch verbessert. Und das, obwohl sogar die Gewerkschaftsbosse und
Wirtschafts“experten“ eine deutliche Einkommensverbesserung nicht nur als
längst überfällig und tw. als Entschädigung für die Lohnverluste des letzten
Jahrzehnts begründeten, sondern auch noch als „Konjunkturprogramm“ für
die deutsche Wirtschaft hinstellen wollten.

Wer glaubt, mit solchen Milchmädchenrechnungen dem Staat des Kapitals
seine  Klasseninteressen  abschwatzen  zu  können,  braucht  sich  nicht  zu
wundern, wenn er dafür Hohn und Spott erntet.

Interessen der „Öffentlichen Arbeitgeber“

Vom Standpunkt der „Öffentlichen Arbeitgeber“ kann sich der Kompromiss
durchaus sehen lassen. Sicherlich wollten sie lieber noch weniger zahlen. Sie
wollten auch den Gewerkschaften im Öffentlichen Dienst einen politischen
Schlag versetzen. Das ist nicht gelungen.

Aber sie waren in einer ungünstigen Situation.

Die  Bundesregierung  ist  durch  die  FDP-Krise  und  deren  asozialen
Rundumschlag  geschwächt.  Milliarden  für  das  Finanzkapital,  die
Verwässerung auch der bescheidensten Besteuerung der Spekulanten, wie
jüngst  bei  der  ohnedies  schon  läppisch  geringen  Vorschläge  einer
Transaktionssteuer  in  der  EU,  offenbart  einen  klaren  Klassenstandpunkt
trotz allem sozialen Getues.

Hinzu  kommt  die  Landtagswahl  in  Nordrhein-Westfalen.  Ein  Streik  im
Öffentlichen Dienst wäre automatisch ein Politikum gewesen, das v.a. die
Bundesregierung fürchtete. Nicht weniger schlimm wäre ein Arbeitskampf
bei den Bundestagswahlen 2013.

Anders als in der Privatwirtschaft – und anders als bei den kurzsichtigen
„Strategen“  der  Gewerkschaften,  die  Politik  immer  aus  der  „reinen“
Tarifrunde raus halten wollen – wäre das eine politische Auseinandersetzung.

Die zweijährige Laufzeit hat bei den Beschäftigten von Bund und Kommunen



dafür gesorgt, dass für 24 Monate Ruhe und Frieden im Betrieb herrschen.

Diese  Faktoren  waren  den  „Öffentlichen  Arbeitgebern“  aller  partei-
politischen Couleur die 6,3% wert. Auch wenn es leichte Reallohnerhöhung
gibt, auch wenn sie den Gewerkschaften keine Niederlage beifügen konnten,
so können sie mit dem Kompromiss durchaus zufrieden sein.

Es war mehr drin!

Doch  warum  haben  sich  die  Spitzen  von  ver.di  und  den  anderen
Gewerkschaften  darauf  eingelassen?

Nicht nur die Regierung befand sich in einer schwierigen Lage. Auch die
Warnstreiks waren sehr erfolgreich. Am 26. April waren 20.000 im Streik in
Baden-Württemberg,  12.500  auf  der  zentralen  Kundgebung  in  Stuttgart.
Zuvor Tausende in Hannover, Potsdam u.a. Städten. Von Begeisterung zu
reden wäre übertrieben, aber es gab eine solide Kampfbereitschaft.

Natürlich  wäre  ein  Streik  kein  Selbstläufer  gewesen.  Die  traditionellen
schweren  Bataillone  im  Öffentlichen  Dienst  (Müllabfuhr,  Öffentlicher
Nahverkehr, Wasserwerke, Elektrizität) sind in den letzten Jahren durch die
neoliberale  Politik  oft  verkauft  und  ausgedünnt  worden,  tw.  mit  der
„partnerschaftlichen“  Mitwirkung  der  Gewerkschaften,  fast  immer  ohne
nennenswerten Widerstand.

Aber  das  ändert  nichts  daran,  dass  sie  noch immer Hunderttausende in
Bewegung  setzen  kann.  In  den  letzten  Jahren  sind  außerdem  andere
Beschäftigtengruppen im Öffentlichen Dienst, v.a. die ErzieherInnen, stärker
in Aktion getreten. Ihr Erfolg beruhte oft darauf,  dass sie in den letzten
Jahren  begannen,  ihre  Arbeitskämpfe  unter  Einbeziehung  ihrer
„KlientInnen“,  also  von  Eltern,  Kindern,  Betreuungspersonen  zu  führen.
Damit  konnte  nicht  nur  der  unvermeidlichen  Spaltungspropaganda  von
Medien und Politik, dass der Streik doch vor allem der Bevölkerung schade,
entgegentreten  werden.  Die  „Betroffenen“  wurde  vielmehr  als  aktive
UnterstützerInnen  des  Kampfes  einbezogen.

Ein flächendeckender, unbefristeter Streik im Öffentlichen Dienst hätte nicht



nur einen deutlich höheren Lohnzuwachs bringen können. Er hätte, gerade
wenn  die  Festgeldforderungen  für  die  unteren  Lohngruppen  ernsthaft
verfolgt worden wäre, auch ein starkes Signal für eine über den Öffentlichen
Dienst hinausgehende Kampagne für einen gesetzlichen Mindestlohn sein
können.

Um erfolgreich zu sein, hätte ein solcher Streik von unten getragen werden
müssen. Er hätte damit aber auch die Möglichkeit geboten, nicht nur die
Gewinnung  von  Mitgliedern,  sondern  auch  den  Wiederaufbau
gewerkschaftlicher und betrieblicher Basis- und Kampfstrukturen voran zu
bringen.

Das  Beispiel  der  ErzieherInnen  hätte  Schule  machen  können,  indem
UnterstützerInnenkomitees für den Arbeitskampf aufgebaut werden. Diese
hätten  die  Tarifforderungen  mit  weitergehenden  Forderungen  nach
Arbeitszeitverkürzung,  kostenlosem  Nahverkehr  und  einem
Erziehungssystem unter  Kontrolle  der  Beschäftigten  und  lohnabhängigen
NutzerInnen verbinden können.

Doch all das hätte eine andere Strategie, eine andere Tarifrunde erfordert,
als  es der Gewerkschaftsbürokratie bis  in die Personal-  und Betriebsräte
vorschwebte.  Es  hätte  bedeutet,  dass  der  Streik  von  unten,  von  den
Kämpfenden kontrolliert werden musste, dass tägliche Streikversammlungen
alle  wesentlichen  Entscheidungen  treffen,  die  Streikleitungen  und
Tarifkommissionen  wählen.

Keine “normale” Tarifrunde

Es  hätte  v.a.  bedeutet,  dass  die  Tarifrunde  nicht  als  „normaler“,  rein
gewerkschaftlicher  Kampf  hätte  geführt  werden  müssen,  sondern  als
politische,  gesellschaftliche  Auseinandersetzung.

Das  wäre  –  ob  nun von  der  Spitze  gewollt  oder  nicht  –  sofort  deutlich
geworden an der Frage der Finanzierung von Einkommenserhöhungen. Soll
diese  durch  weitere  Schulden,  Massensteuern,  „Umstrukturierung“  oder
durch die Besteuerung der Profite und Vermögen gesichert werden?



Zweitens kommt der politische Charakter einer solchen Auseinandersetzung
sofort  auf  die  Tagesordnung angesichts  der  Frage des  Streikrechts.  Wie
schon  bei  anderen  Streiks  der  letzten  Jahre  wären  bei  wirksamen
Arbeitsniederlegungen  in  strategischen  Bereichen,  nehmen  wir  nur  den
Warnstreik an den Flughäfen, rasch die Gerichte eingeschaltet worden. Hier
wäre die Frage gestanden, den Kampf durch Solidaritätskämpfe auszuweiten,
andere  DGB-Gewerkschaften  einzubeziehen  oder  vor  den  Gesetzen  der
Kapitalisten zu kapitulieren.

Ein längerer Streik hätte außerdem viele enger mit dem Kampf in der Metall-
und Elektroindustrie u.a. laufenden Tarifrunden verbunden werden können
und müssen, wie auch mit den Aktionen der Anti-Krisenbündnisse im Mai.

Schließlich hätte ein Massenstreik im Öffentlichen Dienst auch die mehr oder
weniger offene Vorbereitung einer Großen Koalition erschwert.
Denn so, wie die Gabriels, Steinmeiers und Steinbrücks auf Bundesebene
dem Bündnis mit der CDU durchaus offen gegenüber stehen (und auch im
Fall  von  Rot/Grün  eng  zusammenarbeiten  wollen),  so  suchen  die
sozialdemokratischen Gewerkschaftsbürokraten die Sozialpartnerschaft, ihr
politisches Lebenselixier.

Streik war nicht gewollt.

Gut mobilisierte Warnstreiks dienen in ihrem Kalkül v.a. dazu, den „Partner“
an die Vorzüge der Partnerschaft für das Kapital zu erinnern. Eine aktive
Streikbewegung  wollen  sie  nicht.  Diese  könnte  ja  auch  zu  erfolgreich
werden,  sprich  eigene,  selbstbestimmte  Strukturen  schaffen,  das
Selbstbewusstsein  der  KollegInnen  über  die  Maßen  stärken  und  so  die
Kontrolle der ganzen Bürokratenmeute in Frage stellen.

Die  rückwärtsgewandte,  bremsende  und  die  Kampfkraft  unterminierende
Rolle  dieser  Schicht  von  Gewerkschaftsbeamten  zeigt  sich,  wie  die
Tarifrunde  2012  offenbart,  nicht  nur,  wenn  eine  bittere  Niederlage
eingefahren wird, sondern ebenso beim faulen Kompromiss und Ausverkauf.

Daraus  kann  es  nur  eine  Lehre  geben:  Keine  Vertrauen  in  die
Gewerkschaftsführung,  kein  Vertrauen  in  die  Bürokratie!  Aufbau  einer



klassenkämpferischen Basisbewegung, um die Gewerkschaften der Kontrolle
dieser Kaste zu entreißen!

Die deutsche Linke und die Krise
– Aktionskonferenz in Frankfurt
beschließt Proteste im Mai

Das Bild zeigt eine der Plenarphasen
der Konferenz, in der die Aktionstage
vom  17.-19.  Mai  in  Frankfurt
beschlossen  wurden.

Vom 24. bis 26. Februar fand in Frankfurt die erste große Aktionskonferenz
diesen Jahres zur Vorbereitung der Krisenproteste im kommenden Frühling
statt. Auf der Konferenz, die mit 400 Teilnehmer_innen gut besucht war, fiel
insbesondere die hohe Dominanz von Mitgliedern der Interventionistischen
Linken (IL) und Attac auf, während die LINKE, der DGB und Parteien, wie
DKP und MLPD nur vereinzelt oder gar nicht vertreten waren.

Auch wir von REVOLUTION fuhren gemeinsam mit Genoss_innen der Gruppe
Arbeitermacht (GAM) nach Frankfurt, da die aktuelle Situation in Europa es
erforderlich macht, gemeinsam mit anderen, Massenproteste auf die Straßen
zu bringen und sich gegen sämtliche Maßnahmen, die zur zunehmenden
Verarmung  und  Unterdrückung  der  Jugendlichen  und  der  arbeitenden
Bevölkerung  führen,  zu  wehren.

An Aktionen, die beschlossen wurden, mangelte es auf der Konferenz nicht.
So wurde die Demonstration zur Europäischen Zentralbank in Frankfurt am
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31. März bestätigt, fortführend mit einem weltweiten Occupy-Aktionstag am
12. Mai, an dem man sich beteiligen wolle, und dem Beschluss vom 17.-19.
Mai  in  Frankfurt  Blockaden  des  Bankenviertels  und  eine  internationale
Großdemonstration zu organisieren. Die Herausforderung dabei ist, dass die
Gesamtchoreographie,  die  Blockaden  am 18.  Mai  und  im  speziellen  die
internationale Demonstration am 19. Mai große Massen begeistern müssen,
um politische Stärke zu gewinnen.

Zur Lösung dieses Problems hätte die Konferenz jedoch über die aktuelle
Situation des deutschen Klassenkampfes – über reale Auseinandersetzungen,
wie die Tarifrunden, die Rolle des deutschen Kapitals in der EU und wie man
Kontakt zu Jugend- und Arbeiterorganisationen in Griechenland, Italien oder
Spanien aufnehmen könnte – reden müssen. Die Diskussion, die von Gruppen
wie  SAV,  RSB,  REVOLUTION,  GAM,  der  Gewerkschaftslinken  und
Jugendgewerkschaftern  gefordert  wurde,  hätte  sich  auch  auf  Fragen
beziehen müssen, wie man die Organisationen, die auf der Konferenz fehlten,
für  gemeinsame Mobilisierungen gewinnen könnte.  Doch  das  wurde  von
Attac und IL bürokratisch unterbunden!

Aussagekräftiges  Bild  über  die
deutsche  Außenpolitik...

Und genau an dieser Stelle setzt unsere Kritik an der Konferenz an. Am
Samstagabend setzte sich die Redaktionsgruppe zusammen, um gemeinsam
einen Vorschlag für eine Resolution zu erarbeiten, die dann am nächsten Tag
im Gesamtplenum besprochen und abgestimmt werden sollte. Soweit, so gut.
Während  d ieser  Debatte  um  den  Aufrufvorschlag  bezogen
Interventionistische Linke, Attac und einige Occupy-Aktivisten die Position,
dass man den Aufruf so allgemein wie möglich gestalten solle. Man bräuchte
keine Forderungen und auch die Kritik an der jetzigen Situation dürfte nicht
konkretisiert werden. So lehnten diese Gruppe strikt Forderungen, wie die
„Streichung  der  Schulden  der  südeuropäischen  Länder“  und  die
„Überführung der Banken in demokratisch kontrolliertes Gemeineigentum“,
ab.  Auch zu den momentan stattfindenden Tarifrunden wollte  man nicht
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mehr  als  leere  Solidaritätsbekundungen  abgeben  –  die  Chance  der
Politisierung  großer  betrieblicher  Auseinandersetzungen  wurde  somit
verhindert. Selbst der Antrag von der Gruppe Arbeitermacht, in allen Städten
erneut  zum  Aufbau  und  der  Vernetzung  von  Antikrisenbündnissen
aufzurufen,  wurde  von  der  Moderation  unterbunden.

Die  Konferenz  war  eine  verpasste  Chance,  die  Bewegung  inhaltlich
voranzubringen  und  neue  Perspektiven  aufzuzeigen,  was  vor  allem  den
Manövern  von  IL  und  Attac  zuzuschreiben  ist,  die  sich  nicht  anders
verhielten, als noch ein Jahr zuvor die Bürokraten und Funktionäre von der
LINKEN und Ver.di. Was wir daraus schließen, ist ein falsches politisches
Verständnis dieser Gruppen im Bezug auf die Lösung der Krise.

Die Politik dieser Organisationen heißt, sich an die Spitze von Bewegungen
zu stellen und zu sagen, „wir haben ja sowieso keine Alternative zu diesem
ungerechten  System,  in  dem  wir  leben,  aber  man  muss  auch  mal  was
dagegen  machen“.  Gleichzeitig  wird  dieses  Verbrechen  mit  dem
„Individualismus“  des  einzelnen  Teilnehmers,  dem  man  ja  nichts
vorschreiben wolle, gerechtfertigt. Der Erkenntnis, dass der „Einzelne“ in
der Gesellschaft momentan natürlich ein bürgerliches Bewusstsein hat, dem
man aber eine klassenkämpferische Alternative entgegenstellen sollte, für
die es sich auch für den „Einzelnen“ lohnt auf die Straße zu gehen, gerade
um  Vereinzelung,  Ohnmacht  und  Perspektivlosigkeit  zu  überwinden,
verweigern sich diese Leute. In Wahrheit fürchten sie sich sogar davor, dass
wenn man für einen Schuldenschnitt in Griechenland oder die Erfüllung der
Ziele der Tarifrunde eintreten würde, (Zitat eines Attac´lers) „auch andere
Spektren Forderungen erheben könnten.“ Man stelle sich nur das Gräuel vor,
wenn beispielsweise Erwerbslose oder Migrantinnen Forderungen erheben
und in die Antikrisenbewegung tragen würden – die könnten ja dann gar
nicht  mehr  auf  einen  Flyer  passen!  Daher  stellt  man  lieber  keine
Forderungen auf und wundert sich, dass sich die Bewegung nicht von allein
vergrößert .. Im besten Fall kommen die Gleichen wie sonst auch.

Der Aufruf, den die KKE mit einem
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Transparent  vergangenes  Jahr  an
die  europäische  Bevölkerung
richtete,  gilt  besonders  für  die
deutsche Jugend und Arbeiterklasse.
Es  ist  insbesondere  das  deutsche
Kapital,  das  Kürzungspakete  und
soziale Angriffe in der gesamten EU
diktiert.

Für die Jugendlichen und Arbeiter_innen in Europa, sowie die von der Krise
in  Deutschland  betroffenen  Beschäftigten,  die  gegen  die  Angriffe  der
Kapitalisten kämpfen wollen, ist ein solches Verhalten jedenfalls ein Schlag
ins Gesicht.

Doch bei  aller  Kritik,  gab es  auch positive Ansätze,  wie die  Absprachen
zwischen  Jugendgewerkschaftern,  die  gemeinsame  praktische  Vorschläge
einbringen  wollten,  die  weitaus  linker  waren,  als  die  üblichen
Versprechungen  der  Gewerkschaftsführungen.  Auch  das  gemeinsame
Einbringen  von  Anträgen,  wie  dem  „Schuldenschnitt“  oder  der
„Vergesellschaftung der Banken“ durch SAV, SIB, GAM, RSB, REVOLUTION
und Gewerkschaftslinke war ein Schritt in die richtige Richtung, der vertieft
werden sollte. In den kommenden Mobilisierungen, an denen wir uns von
REVOLUTION  mit  aller  Kraft  beteiligen  werden,  gilt  es  sich  dies  ins
Gedächtnis zu rufen!

Die  Aktionen  im  Mai  müssen  ein
kräftiges  Zeichen  für  die  deutsche
Anti-Krisenbewegung,  sowie  an  die
Arbeiterklasse Europas sein!

Wir werden für die Abhaltung einer weiteren Konferenz nach den
Maiaktionen  eintreten,  die  sich  mit  den  Fragen  beschäftigt,  die
bisher ungeklärt blieben. In der Zwischenzeit gilt es für den Aufbau
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demokratisch legitimierter Strukturen und transparent organisierter
Aktionskonferenzen  der  Antikrisenbewegung  einzutreten,  die
ernsthafte  Beschlüsse  fassen  können.

Wir brauchen wieder Krisenbündnisse in jeder Stadt, in denen die
LINKE, linke Organisationen,  DGB-Gewerkschaften,  Schüler_innen-
und  Student_innenvertretungen,  Migrant_innen  und  Erwerbslose
vertreten  sind  und  gemeinsame  Aktionen  planen.

Die  internationalen  Berichte  von  Einzelnen  auf  der  Konferenz  in
Frankfurt waren sehr interessant. Es war aber problematisch, dass
keine  Diskussion  zugelassen  wurde,  geschweige  denn,  dass  die
Berichte so geplant waren, dass man konkrete Schritte hätte planen
können. Die Solidaritätserklärungen, die auf der Konferenz gemacht
wurden,  begrüßen wir natürlich,  doch wir dürfen nicht bei  ihnen
stehen  bleiben,  sondern  müssen  zum  gemeinsamen  europaweit
koordinierten  Klassenkampf  voranschreiten.  Wir  wollen  eine
europaweite  Aktionskonferenz,  die  beispielsweise  in  Griechenland,
Italien oder Spanien abgehalten werden sollte und zu der alle großen
(und kleinen) Organisationen und Bewegungen der Arbeiterklasse –
egal ob beispielsweise die Gewerkschaften aus Deutschland, Occupy
aus Spanien oder französische Gewerkschaften – eingeladen werden.


